
LANDTAG NORDRHEIN-WESTFALEN 
18. Wahlperiode 

 

Drucksache  18/20856 

 12.08.2026 
 

Datum des Originals: 12.08.2026/Ausgegeben: 12.08.2026 

 

 
Kleine Anfrage 8589 
 
der Abgeordneten Henning Höne und Dietmar Brockes   FDP 
 
 
Zeitspiel beim vorgezogenen Kohleausstieg 2030: Wird die entscheidende Evaluation 
des irrsinnigen schwarz-grünen Prestigeprojekts bis nach der Landtagswahl 2027 
hinausgezögert? 
 
Das Kohleverstromungsbeendigungsgesetz (KVBG) sieht einen bundesweiten Kohleausstieg 
bis zum Jahr 2038 vor. Dies war auch das zeitlich vorgelagerte Ergebnis eines langen 
Stakeholder-Prozesses der heterogen besetzen Kommission für Wachstum, Strukturwandel 
und Beschäftigung. Die schwarz-grüne Landesregierung hat diesen gemeinsam vereinbarten 
Kompromiss hingegen am 4. Oktober 2022 im Schulterschluss mit dem ehemaligen 
Bundeswirtschaftsminister Habeck und dem Vorstand der RWE AG einseitig aufgekündet. 
 
Dieses schwarz-grüne Prestigeprojekt war von Anfang an zum Scheitern verurteilt und schafft 
seit jeher große Verunsicherung und Sorge über Versorgungssicherheit, Energiekosten, 
Arbeitsplätze und das Gelingen des Strukturwandels in Nordrhein-Westfalen. Spätestens mit 
dem Bruch der Ampelkoalition im November 2024 und der absehbaren deutlichen 
Verzögerung eines staatlich subventionierten Zubaus von Gaskraftwerken im Rahmen der 
sogenannten Kraftwerksstrategie war vollkommen ersichtlich, dass ein Festhalten am 
Ausstiegsdatum 2030 völlig illusorisch ist. Dennoch ließ sich die Landesregierung nicht von 
diesem Vorhaben abbringen, Landeswirtschaftsministerin Mona Neubaur bekräftigte noch 
Ende Juni 2026: „Wir sind auf den Kohleausstieg 2030 vorbereitet“.1 
 
Das KVBG sieht in § 54 eine wissenschaftliche Überprüfung der Auswirkungen der 
Reduzierung und Beendigung der Kohleverstromung auf die Versorgungssicherheit sowie in 
§ 47 Abs. 4 im Rahmen der Überprüfung nach § 54 ebenfalls eine Überprüfung der 
Notwendigkeit einer Überführung der nordrhein-westfälischen Braunkohleanlagen 
Niederaußem K, Neurath F und Neurath G in eine Reserve bis zum 31. Dezember 2033 vor. 
 
Im KVBG ist vorgesehen, dass ein solcher Evaluationsbericht zum 15. August 2026 
vorzulegen ist. Mittlerweile hat ein Sprecher des Bundesministeriums für Wirtschaft und 
Energie jedoch mitgeteilt, der Bericht werde „weitere Zeit in Anspruch nehmen“. Das 
Ministerium wolle „die Ergebnisse der diesjährigen Ausschreibungsrunden“ für neue 
subventionierte Gaskraftwerke abwarten. Nach dem Strom-Versorgungssicherheits- und 
Kapazitätengesetz (StromVKG) starten im laufenden Jahr noch zwei solcher 
Ausschreibungsrunden. Die erste Auktionsrunde über eine Kapazität von 4,5 GW soll im 
September 2026 stattfinden, eine zweite soll Ende Dezember 2026 folgen. Bis zum 23. 
Februar 2027 werden die Zuschläge der letzten Runde bekanntgegeben. Das 
Bundeswirtschaftsministerium bestätigte gegenüber dem WDR, dass diese Ergebnisse 

 
1 https://rp-online.de/nrw/landespolitik/kohleausstieg-2030-in-nrw-wackelt-prestigeprojekt-in-
gefahr_aid-150734371 
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abgewartet werden sollen. Folglich ist nicht vor Ende Februar 2027 mit einer Veröffentlichung 
des Evaluationsberichts zu rechnen.2 
 
Die Bundesregierung beruft sich folglich darauf, dass man mit dem StromVKG die Grundlage 
für den Zubau gesicherter Leistung geschaffen habe und knüpft die Entscheidung über den 
Reservebetrieb der nordrhein-westfälischen Kohlekraftwerke und damit des endgültigen 
Scheiterns des Kohleausstiegs 2030 an die Ergebnisse der kommenden 
Ausschreibungsrunden. Bereits aus heutiger Perspektive ist jedoch nahezu ausgeschlossen, 
dass rechtzeitig bis zum April 2030 genügend Gaskraftwerke in Betrieb gehen, um die 
wiederum wegfallenden 3,6 GW Kohlestromkapazitäten einerseits und den bis dahin 
voraussichtlich durch den Bau von Rechenzentren und die zunehmende Elektrifizierung 
industrieller Prozesse im einstelligen Gigawattbereich gestiegenen Strombedarf zu decken. 
 
Fraglich ist vor diesem Hintergrund insbesondere, wie die Landesregierung den aus der 
Vertagung der Veröffentlichung des Evaluationsberichts resultierenden Rechtsbruch bewertet 
und wie sie gegebenenfalls gedenkt, dagegen vorzugehen. Es ist außerdem von hoher 
Relevanz, welche Gespräche zwischen Landes- und Bundesregierung stattgefunden haben, 
und inwiefern die Landesregierung gegebenenfalls Einfluss auf den Zeitpunkt der 
Veröffentlichung, den Berichtsinhalt und die nachfolgende Entscheidung der Bundesregierung 
nehmen konnte. Denn mit Blick auf die aktuellen Entwicklungen ist es nicht unwahrscheinlich, 
dass die Entscheidung über den vorgezogenen Kohleausstieg offiziell erst nach der 
Landtagswahl im April 2027 getroffen wird. 
 
Dementsprechend muss die Landesregierung sich nun endlich ehrlich machen, dass ein 
Festhalten am Braunkohleausstieg 2030 ein standortschädliches Prestigeprojekt darstellt, 
welches nun gescheitert ist. Die üblichen Schuld- und Verantwortungszuweisungen in 
Richtung Bund, die seitens der Landesregierung üblicherweise kommuniziert werden, dürfen 
nicht gelten. Es war von Beginn an ersichtlich, dass die Umsetzung des Vorhabens äußerst 
unwahrscheinlich ist und unnötigen Druck und Verunsicherung in Nordrhein-Westfalen 
aufbaut. Dennoch war die schwarz-grüne Landesregierung die einzige Landesregierung in der 
Bundesrepublik, die sich entschieden hat, diesen Weg zu gehen. Für diese Entscheidung 
muss sie nun Verantwortung übernehmen.  
 
Klar ist: Die selbsternannte schwarz-grüne Zukunftskoalition wurde auf dem Versprechen 
eines vorgezogenen Kohleausstiegs 2030 gegründet. Sollte dieses Projekt nun final scheitern, 
zerbricht auch die gemeinsame Geschäftsgrundlage der Landesregierung. Es ist vor diesem 
Hintergrund verständlich, dass die schwarz-grüne Landesregierung ihr gesamtes politisches 
Kapital in die Waagschale wirft, um eine endgültige Entscheidung erst nach der Landtagswahl 
im April 2027 herbeizuführen. 
 
 
Vor diesem Hintergrund fragen wir die Landesregierung: 
 
1. Welche Gespräche zwischen Vertretern der Landesregierung und der Bundesregierung 

zum Thema Kohleausstieg 2030 und explizit zu den Inhalten, Implikationen und dem 
Veröffentlichungszeitpunkt des Evaluationsberichtes nach dem KVBG haben zu 
welchem Zeitpunkt stattgefunden? 

 
2. Wie bewertet die Landesregierung, dass mit der Vertagung der Veröffentlichung des 

Evaluationsberichts absehbar gegen § 47 Abs. 4 i.V.m. § 54 KVBG verstoßen wird? 
 

 
2 https://www1.wdr.de/politik/politik-in-nrw/kohleausstieg-entscheidung-kommt-spaeter-100.html 
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3. Plant die Landesregierung, gegen den absehbaren Rechtsbruch der Bundesregierung 
i.S.d. Frage 2 vorzugehen? 

 
4. Aus welchen Gründen weigert sich die Landesregierung, den vorgezogenen 

Kohleausstieg 2030 für gescheitert zu erklären? 
 
5. Welche Folgen ergeben sich aus dem Scheitern des vorgezogenen Kohleausstiegs für 

das Land Nordrhein-Westfalen, insbesondere im Hinblick auf Mehrkosten durch die 
Vergütung für den Reservebetriebs, die Anpassung des Braunkohlenbedarfsplan für 
Garzweiler sowie Auswirkungen auf die Stromkosten, Strukturwandelprojekte und 
Arbeitsplätze? 

 
 
 
Henning Höne 
Dietmar Brockes 
 
 
 
 
 


